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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Als Erstrat befasste sich der Nationalrat mit der von der SVP eingereichten
Volksinitiative zur Einbürgerungspolitik („für demokratische Einbürgerungen“). Seine
Staatsrechtliche Kommission beantragte mit 13 zu 12 Stimmen im Gegensatz zum
Bundesrat, die Initiative zur Annahme zu empfehlen. Hauptargument dieser aus der
geschlossenen SVP und einigen FDP- und CVP-Kommissionsmitgliedern gebildeten
Mehrheit war, dass man trotz des Bundesgerichtsurteils von 2003 die Einbürgerung
weiterhin als rein politischen Akt ohne Rekursmöglichkeit betrachte. Da die Initiative
unter anderem genau dies in die Verfassung schreiben will, sei sie zu unterstützen. Eine
von den Grünen unterstützte Kommissionsminderheit beantragte, die Initiative für
ungültig zu erklären, da sie nicht umsetzbar sei. Da sowohl die Bundesverfassung als
auch das Völkerrecht eine Rechtsweggarantie und zudem auch ein
Diskriminierungsverbot vorschreiben, könne sie – ähnlich wie die Initiative für eine
lebenslange Verwahrung – nicht im Sinn der Initianten umgesetzt werden. Diesen Antrag
auf Ungültigkeit lehnte der Nationalrat nach einer sehr langen Debatte mit 132 zu 49
Stimmen ab. Fast ebenso deutlich distanzierte sich der Rat aber auch vom Antrag
seiner Kommissionsmehrheit: Er empfahl mit 117 zu 63 Stimmen die Initiative zur
Ablehnung. Neben der fast geschlossenen SVP (Ausnahme Gadient, GR) sprachen sich
nur sechs Freisinnige und vier Christlichdemokraten für die Initiative aus. Im Ständerat
betonte Escher (cvp, VS) den antiföderalistischen Charakter der Initiative, die sich in
die Organisationsrechte der Kantone einmische, einen Bereich, in welchem der Bund
bisher über keine verfassungsmässigen Kompetenzen verfüge. Die kleine Kammer
lehnte die Initiative in der Schlussabstimmung mit 34 zu 7 Stimmen bei 2 Enthaltungen
ab.

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 05.10.2007
HANS HIRTER

Am 1. Juni lehnten Volk und Stände die von der SVP eingereichte Volksinitiative zur
Einbürgerungspolitik („für demokratische Einbürgerungen“) deutlich ab. Diese wollte
erreichen, dass erstens jede Gemeinde selbst bestimmen kann, nach welchem
Verfahren sie einbürgern will, und dass zweites dieser Entscheid endgültig, das heisst
nicht beschwerdefähig sein soll. Die Initiative widersprach damit dem Urteil des
Bundesgerichts aus dem Jahre 2003, wonach ein negativer Entscheid begründet
werden muss und eine Beschwerde, zum Beispiel wegen Diskriminierung oder Willkür
gegen diesen eingereicht werden kann. Die Initiative griff aber auch in die kantonale
Hoheit über die Gemeindeorganisation ein.
Das Resultat fiel bei einer Beteiligung von 45% mit 1'415'249 Nein gegen 804'730 Ja
deutlich aus. Nur gerade im Kanton Schwyz, wo die Urnenabstimmung über
Einbürgerungen Tradition hat, stellte sich eine Mehrheit (60%) hinter die SVP-Initiative.
Relativ knapp abgelehnt wurde das Begehren in den Kantonen der Zentral- und der
Ostschweiz. In den grossen Mittellandkantonen Bern und Zürich stimmten weniger als
40% für die Initiative. Am geringsten fiel die Unterstützung in der Romandie aus, wo
mehr als 80% mit Nein stimmten. Die nach der Abstimmung durchgeführte
repräsentative Befragung ergab, dass die Sympathisanten der SVP nahezu geschlossen
für, die Anhänger der drei anderen Regierungsparteien und die Parteiunabhängigen
aber sehr deutlich dagegen gestimmt hatten. 

Abstimmung vom 1. Juni 2008

Beteiligung: 45,2%
Ja: 804'730 (36,2%) / 1 Stand
Nein: 1'415'249 (63,8%) / 19 6/2 Stände

Parolen: Ja: SVP, EDU (1)*, SD, Lega, FPS; SGV. 
Nein: FDP (2)*, CVP, SP, GP, GLP, EVP, LP, CSP, PdA; SGB, Travail.Suisse.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.06.2008
HANS HIRTER
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Im Berichtsjahr liefen zwei Vernehmlassungen zu Gesetzesrevisionen im Bereich der
Einbürgerungsbestimmungen. Der Vorschlag der Staatspolitischen Kommission des
Nationalrats sieht vor, Ausländern der dritten Generation auf eigenen Antrag oder auf
Antrag ihrer Eltern das Bürgerrecht ohne weitere Hürden zu verleihen. Der
umfassendere Reformvorschlag des Bundesrats zielt auf eine Angleichung der
kantonalen Einbürgerungsverfahren ab. Er fordert unter anderem eine Verkürzung der
Aufenthaltsdauer sowie das Vorhandensein einer Niederlassungsbewilligung (Kategorie
C) als Bedingung für eine Einbürgerung. In der Vernehmlassung zeigten sich die
klassischen Gräben der Einbürgerungsdiskussion. Die SVP wehrte sich gegen die „quasi
automatische Einbürgerung“ der dritten Generation und, zusammen mit der FDP, gegen
eine Verkürzung der Aufenthaltsdauer. Sie forderte im Gegenzug weitere
Verschärfungen wie die Bereitschaft, Militärdienst zu leisten oder Kenntnisse der
Schweizer Geschichte. Die CVP, die SP und die Grünen äusserten sich grösstenteils
positiv zu den Vorschlägen. Allerdings kritisierte Links-Grün die C-Ausweis-Bedingung.
Das UNO-Flüchtlingshochkommissariat liess sich ebenfalls vernehmen und kritisierte,
dass der Aufenthalt im Asylstatus nicht an die Aufenthaltsdauer angerechnet wird. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.03.2010
MARC BÜHLMANN

Eine aktive Einbürgerungspolitik wurde von Swiss-Re-Präsident Walter Kienholz
gefordert. Während die Wirtschaft seine Vorschläge positiv aufnahm, forderten
Vertreter von SVP, FDP und CVP eine Verschärfung der Regeln. So arbeitet etwa SVP-
Nationalrat Walter Wobmann an einer Volksinitiative, die eine Einbürgerung auf Probe
vorsieht, d.h. Eingebürgerten soll das Bürgerrecht wieder entzogen werden, wenn sie in
der Probezeit straffällig werden. Für den Bundesrat wäre eine solche Regelung
völkerrechtswidrig. Zudem gilt bereits seit dem 1.3.2011 eine schärfere Bestimmung,
wonach aufgrund falscher Angaben bei der Einbürgerung neu nach acht statt fünf
Jahren das Bürgerrecht wieder entzogen werden kann. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.02.2011
NADJA ACKERMANN

Mit 60,4 Prozent Ja- gegenüber 39,6 Prozent Nein-Stimmen nahm das Schweizer
Stimmvolk am 12. Februar 2017 die erleichterte Einbürgerung von Personen der dritten
Ausländergeneration deutlich an. Die Stimmbeteiligung lag schweizweit bei 46,8
Prozent und schwankte zwischen 39 Prozent im Kanton Uri und rund 66 Prozent in
Schaffhausen. Eher überraschend war das ebenfalls deutliche Ständemehr: 17 von 23
Ständen stimmten der Vorlage zu. Die auf frühere Abstimmungsergebnisse zur
erleichterten Einbürgerung zurückgehenden Befürchtungen der Befürworter, am
Ständemehr zu scheitern, wurden damit klar widerlegt. In den im Vorfeld des
Urnengangs noch als „Swing States“ bezeichneten Kantonen resultierte überall ein Ja.
Verglichen mit der Abstimmung von 1994, als das Anliegen am Ständemehr gescheitert
war, wechselten somit die acht Kantone Luzern, Nidwalden, Solothurn, Aargau,
Schaffhausen, Appenzell-Ausserrhoden, Tessin und Wallis auf die Befürworterseite,
wobei es in Nidwalden, Appenzell-Ausserrhoden und Tessin ein enges Rennen war (NW
50,4%, AR 50,9%, TI 50,2% Ja-Stimmen). Die knappste Entscheidung überhaupt fiel im
Kanton Thurgau, wo lediglich 24 Stimmen für die ablehnende Standesstimme
ausschlaggebend waren. Ein ebenfalls hauchdünnes Nein resultierte in Glarus und St.
Gallen mit Nein-Stimmenanteilen von 50,4 Prozent bzw. 50,2 Prozent. Demgegenüber
stiess die Vorlage in sämtlichen Westschweizer Kantonen auf überdurchschnittlich
hohe Zustimmung. Am deutlichsten stimmte der in Ausländerfragen ohnehin sehr offen
eingestellte Kanton Neuenburg mit einem Ja-Stimmenanteil von 75,1 Prozent zu. Die
höchste Ablehnung hingegen erfuhr die Vorlage in Appenzell-Innerrhoden, dessen
Stimmbevölkerung zu 56,4 Prozent ein Nein einlegte. Augenfällig ist bei den
Ergebnissen zudem das Gefälle zwischen Stadt und Land; so stimmte die Stadt Zürich
zu 76 Prozent Ja (Kanton ZH: 63,2%) und die Stadt St. Gallen zu 65 Prozent (Kanton SG:
49,8%).

Bundesrätin Simonetta Sommaruga liess nach dem Urnengang verlauten, die Regierung
nehme das Ergebnis „mit grosser Genugtuung“ zur Kenntnis und es stimme
zuversichtlich „für weitere, ebenso umstrittene Vorlagen“. Darüber hinaus ermunterte
sie junge Ausländerinnen und Ausländer der dritten Generation, nun „die Chance zu
nutzen und ihre Heimat mitzugestalten“, und fügte an, die Erleichterung der
Einbürgerung sollte voraussichtlich spätestens in einem Jahr in Kraft treten. Freude
über den Entscheid herrschte auch beim SGB und bei der Operation Libero. Während
Ersterer von einer überfälligen Reform sprach und ankündigte, nun auch die
Anforderungen für andere Einbürgerungswillige senken zu wollen, sah Letztere in dieser
Abstimmung einen „ersten, wichtigen Schritt zu einem liberalen Bürgerrecht“. Daran
müsse man jetzt anknüpfen und beispielsweise auch die erforderliche Aufenthaltsdauer

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.02.2017
KARIN FRICK
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senken oder die Mindestwohnsitzfristen in den Gemeinden abschaffen. Wenig erfreut
zeigte sich die SVP, die nach der Durchsetzungsinitiative und dem Asylgesetz mit dieser
Abstimmung die dritte Niederlage in der Ausländerpolitik innerhalb eines Jahres
hinnehmen musste. Als Kopf des Gegenkomitees und Initiator der umstrittenen Plakate
machte Andreas Glarner (svp, AG) besonders die bereits Eingebürgerten für das
Resultat verantwortlich und forderte die Abschaffung des Doppelbürgerrechts. Die SVP
erklärte aber auch, das Verdikt von Volk und Ständen zu akzeptieren und die noch
offenstehende Möglichkeit, das Referendum gegen die in dieser Sache beschlossene
Gesetzesänderung zu ergreifen, nicht wahrnehmen zu wollen.

Abstimmung vom 12. Februar 2017

Beteiligung: 46,84%
Ja: 1'499'627 (60,4%) / Stände: 15 4/2
Nein: 982'844 (39,6%) / Stände: 5 2/2

Parolen:
– Ja: SP, FDP (1*), CVP (1*), Grüne, GLP, BDP (1*), EVP, Städteverband, Eidgenössische
Migrationskommission, SGB, Travail.Suisse
– Nein: SVP, EDU (1*)
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 4

Obschon sich die SVP als einzige grosse Partei gegen die erleichterte Einbürgerung für
Ausländerinnen und Ausländer der dritten Generation stellte, konnte sie beim
Urnengang vom 12. Februar 2017 nur 45 Prozent ihrer Anhängerschaft mobilisieren und
wies damit die geringste Partizipationsrate aller Bundesratsparteien auf, wie die im
März 2017 veröffentlichte VOTO-Analyse zeigte. Die geringe Mobilisierung der SVP-
Anhängerschaft ging Hand in Hand mit dem Befund, dass der erleichterten
Einbürgerung von den Stimmenden rechts der Mitte weniger Bedeutung zugemessen
wurde als von jenen links der Mitte. 
Demgegenüber waren bei der letzten Abstimmung über die Einbürgerung der dritten
Generation im September 2004 noch 55 Prozent der SVP-Sympathisantinnen und
-Sympathisanten an die Urne gegangen; davon hatten 92 Prozent ein Nein eingelegt.
Zusammen mit der mehrheitlichen Ablehnung jener Stimmenden, die sich selbst in der
politischen Mitte verorteten, hatte dies die Vorlage 2004 zum Absturz gebracht.
Gemäss den Autoren der Studie  von 2017 war es demnach vor allem der
Meinungsumschwung in der Mitte, der dem Anliegen diesmal zum Durchbruch verhalf.
Nur die Befragtengruppe, die sich selbst rechts aussen einordnet, lehnte die
erleichterte Einbürgerung 2017 noch mit grosser Mehrheit ab, während die Vorlage
sogar im gemässigt-rechten Lager eine hauchdünne Ja-Mehrheit erzielte. In der Mitte
und links davon fiel die Zustimmung (über-)deutlich aus. Ein ähnliches Bild präsentierte
die Analyse im Hinblick auf die Parteisympathien. So war die Zustimmung bei den
Anhängerinnen und Anhängern der Grünen (84%), der SP (88%) und auch der FDP (61%)
etwa gleich hoch wie 2004. Unterdessen wechselten aber viele Sympathisantinnen und
Sympathisanten der CVP (71% gegenüber 47% im Jahr 2004) sowie Parteiungebundene
(67% gegenüber 39% im Jahr 2004) ins Ja-Lager. Somit war die SVP die einzige grosse
Partei, deren Anhängerschaft die Vorlage mehrheitlich ablehnte, aber auch hier folgten
nur noch 79 Prozent der Anhängerinnen und Anhänger der ablehnenden Parteiparole,
was dem Anliegen schliesslich zu einer komfortablen Mehrheit von 60.4 Prozent
gereichte.
Wenig überraschend legten Personen, die selbst ein Einbürgerungsverfahren
durchlaufen haben, häufiger ein Ja in die Urne als gebürtige Schweizerinnen und
Schweizer. Mit einer häufigeren Zustimmung korrelierten auch höhere Bildung und
grösseres Vertrauen in die Regierung. Dass die Vorlage sogar bei den Befragten, die der
Zuwanderung im Allgemeinen skeptisch gegenüberstehen, auf 40 Prozent Zustimmung
traf, deuteten die Autoren dahingehend, dass das Geschäft kaum Überfremdungsängste
auslöste und nur als geringfügige Änderung gegenüber dem Status quo wahrgenommen
wurde. 
Das wichtigste Motiv für die Zustimmung war, dass Personen, die in der dritten
Generation in der Schweiz leben, als Schweizerinnen und Schweizer angesehen werden.
Knapp 60 Prozent der Ja-Stimmenden begründeten ihren Stimmentscheid damit. Von
den Nein-Stimmenden gab rund die Hälfte an, keine Notwendigkeit für eine
Erleichterung der Einbürgerung zu sehen, und knapp 30 Prozent äusserten eine
generelle Skepsis gegenüber Ausländerinnen und Ausländern. Für die allermeisten
Stimmenden war die Abstimmung somit eine Identitätsfrage, wohingegen Argumente

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.03.2017
KARIN FRICK
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über Verwaltungskosten, Verfahrensregelungen und Föderalismus praktisch keine Rolle
spielten.
Generell hatte der Abstimmungskampf wohl wenig verfangen. Nicht einmal die Hälfte
der Nein-Stimmenden pflichtete dem Gegenargument von drohenden
Masseneinbürgerungen bei und fast niemand befürchtete eine Islamisierung der
Schweiz, wie sie das Kontra-Lager im Abstimmungskampf prophezeit hatte. Dies deckt
sich letztlich damit, dass drei Viertel der Befragten angaben, ihr Stimmentscheid habe
bereits von Anfang an festgestanden. 5

1) BBl, 2008, S. 6161 ff.; Presse vom 2.6.08; Engeli, Isabelle e.a., Vox – Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 1. Juni
2008.
2) Zu den Gesetzesvorschlägen vgl. auch SPJ 2009, S.21 f.; zur Vernehmlassung des Vorschlages der SPK siehe Presse vom
3.2.10 und NZZ, 15.2.10; Zur Vernehmlassung der Revision des Bundesrates siehe NZZ, 23.3 und 24.3.10.
3) TA, 26.2.11.
4) BBl, 2017, S. 3387 ff.; SGT, 17.1.17; SN, 19.1.17; SGL, 1.2.17; NZZ, 4.2.17; TA, 11.2.17; AZ, BZ, BaZ, Blick, LMD, LT, LZ, Lib, NZZ, QJ,
SGT, TA, TG, 13.2.17
5) Thomas Milic, Thomas Reiss und Daniel Kübler (2017). VOTO-Studie zur eidgenössischen Volksabstimmung vom 12. Februar
2017
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